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 73/142. Inklusive Entwicklung für und mit Menschen mit Behinderungen 
 

 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 71/165 vom 19. Dezember 2016 und ihre früheren 

einschlägigen Resolutionen, einschließlich der Resolutionen zu allen einschlägigen interna-

tional vereinbarten Entwicklungszielen, sowie auf die einschlägigen Resolutionen des Men-

schenrechtsrats und des Wirtschafts- und Sozialrats und seiner Fachkommissionen und be-

tonend, dass sie für Menschen mit Behinderungen uneingeschränkt angewendet und durch-

geführt werden müssen, 

 in Bekräftigung des von ihr am 13. Dezember 2006 verabschiedeten und am 3. Mai 

2008 in Kraft getretenen Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderun-

gen1, eines historischen Übereinkommens, das die Menschenrechte und Grundfreiheiten von 

Menschen mit Behinderungen bestätigt, in der Erkenntnis, dass es sowohl ein Menschen-

rechts- als auch ein Entwicklungsinstrument ist, den Mitgliedstaaten seine Ratifikation und 

den Vertragsstaaten seine Durchführung nahelegend und Kenntnis nehmend von dem Fa-

kultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen2, 

 sowie in Bekräftigung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung3, die Menschen 

mit Behinderungen einschließt und in der sich die Mitgliedstaaten verpflichtet haben, nie-

manden zurückzulassen, und in Anerkennung der Tatsache, dass die Mitgliedstaaten bei der 

Umsetzung der Agenda 2030 unter anderem die Menschenrechte und Grundfreiheiten für 

alle ohne jegliche Diskriminierung achten, schützen und fördern sollen, 

_______________ 

1 United Nations, Treaty Series, Vol. 2515, Nr. 44910. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2008 II 

S. 1419; öBGBl. III Nr. 155/2008, Nr. 105/2016; AS 2014 1119. 

2 Ebd., Vol. 2518, Nr. 44910. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2008 II S. 1419, 1453; öBGBl. 

III Nr. 155/2008. 

3 Resolution 70/1. 

https://undocs.org/ot/A/73/581
https://undocs.org/ot/A/73/581
https://undocs.org/ot/A/RES/71/165
https://undocs.org/ot/A/RES/71/165
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 unter Hinweis auf alle entwicklungsbezogenen und operativen Rahmenstrukturen, in 

denen anerkannt wird, dass Menschen mit Behinderungen sowohl Träger der Entwicklung 

als auch Nutznießer aller Aspekte der Entwicklung sind, 

 sowie unter Hinweis auf die Kopenhagener Erklärung über soziale Entwicklung und 

das Aktionsprogramm des Weltgipfels für soziale Entwicklung4, das Ergebnisdokument der 

Plenartagung der Generalversammlung auf hoher Ebene über die Millenniums-Entwick-

lungsziele5, das Ergebnisdokument der Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige 

Entwicklung mit dem Titel „Die Zukunft, die wir wollen“6, den auf der Dritten Weltkonfe-

renz der Vereinten Nationen über die Verringerung des Katastrophenrisikos7 verabschiede-

ten Sendai-Rahmen für Katastrophenvorsorge 2015-2030, die Aktionsagenda von Addis 

Abeba der dritten Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung8, das Ergebnis-

dokument der 2016 abgehaltenen Plenartagung der Versammlung auf hoher Ebene über HIV 

und Aids mit dem Titel „Politische Erklärung zu HIV und Aids: Beschleunigung der HIV-

Bekämpfung und Beendigung der Aids-Epidemie bis 2030“9, das Ergebnisdokument der 

Plenartagung der Versammlung auf hoher Ebene mit der Bezeichnung „Weltkonferenz über 

indigene Völker“10, die während des ersten Humanitären Weltgipfels vorgestellte Charta zur 

Inklusion von Menschen mit Behinderungen bei humanitären Maßnahmen und die auf der 

Konferenz der Vereinten Nationen über Wohnungswesen und nachhaltige Stadtentwicklung 

(Habitat III)11 verabschiedete Neue Urbane Agenda, in denen auf die Rechte, die Teilhabe, 

die Perspektiven und das Wohlergehen von Menschen mit Behinderungen bei den Entwick-

lungsanstrengungen Bezug genommen wird, 

 ferner unter Hinweis auf das Ergebnisdokument ihrer Tagung auf hoher Ebene zu dem 

übergreifenden Thema „Der weitere Weg: eine behinderteninklusive Entwicklungsagenda 

bis 2015 und danach“, die am 23. September 2013 auf der Ebene der Staats- und Regie-

rungschefs abgehalten wurde12, 

 feststellend, dass die Kommission für soziale Entwicklung beschlossen hat, ab ihrer 

siebenundfünfzigsten Tagung das Weltaktionsprogramm für Behinderte13 und die Rahmen-

bestimmungen für die Herstellung der Chancengleichheit für Behinderte14 zu überprüfen, 

indem sie eine Prüfung des Ergebnisdokuments der Tagung der Generalversammlung auf 

hoher Ebene über die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele und der anderen 

international vereinbarten Entwicklungsziele für Menschen mit Behinderungen - Der wei-

tere Weg: eine Entwicklungsagenda unter Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen 

bis 2015 und darüber hinaus15 vornimmt, 

_______________ 

4 Report of the World Summit for Social Development, Copenhagen, 6–12 March 1995 (United Nations 

publication, Sales No. E.96.IV.8), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter 

http://www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum1.htm. 

5 Resolution 65/1. 

6 Resolution 66/288, Anlage. 

7 Resolution 69/283, Anlage II. 

8 Resolution 69/313, Anlage. 

9 Resolution 70/266, Anlage. 

10 Resolution 69/2. 

11 Resolution 71/256, Anlage. 

12 Resolution 68/3. 

13 A/37/351/Add.1 und A/37/351/Add.1/Corr.1, Anhang, Abschn. VIII, Empfehlung 1 (IV). 

14 Resolution 48/96, Anlage. 

15 Siehe Resolution 2018/3 des Wirtschafts- und Sozialrats. 

https://undocs.org/ot/A/37/351/Add.1
https://undocs.org/ot/A/37/351/Add.1
https://undocs.org/ot/A/37/351/Add.1/Corr.1
https://undocs.org/ot/A/37/351/Add.1/Corr.1
https://undocs.org/ot/E/RES/2018/3
https://undocs.org/ot/E/RES/2018/3
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 in Bekräftigung der Weiterverfolgung und Überprüfung der Fortschritte bei der Um-

setzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung durch das hochrangige politische Forum für 

nachhaltige Entwicklung und der Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen als Inter-

essenträger in seine Arbeit, wie in Resolution 67/290 vom 9. Juli 2013 festgelegt, 

 in Anbetracht der vom Präsidenten der Generalversammlung am 13. Juni 2016 orga-

nisierten Podiumsdiskussion zur Weiterverfolgung des Umsetzungsstands und der Fort-

schritte bei der Verwirklichung der Entwicklungsziele für Menschen mit Behinderungen im 

Zusammenhang mit der Weiterverfolgung der Ergebnisse der Tagung auf hoher Ebene über 

Behinderung und Entwicklung und den Grundsätzen des Übereinkommens über die Rechte 

von Menschen mit Behinderungen, 

 Kenntnis nehmend von der Erstellung des richtungsweisenden Berichts 2018 der Ver-

einten Nationen über Behinderung und Entwicklung mit dem Titel „Realization of the 

Sustainable Development Goals by, for and with persons with disabilities“ (Verwirklichung 

der Ziele für nachhaltige Entwicklung durch, für und mit Menschen mit Behinderungen) und 

von der Mitteilung des Sekretariats, die einen Überblick über den richtungsweisenden Be-

richt gibt16, 

 in der Erkenntnis, dass schätzungsweise 15 Prozent der Weltbevölkerung – 1 Milli-

arde Menschen – eine Behinderung haben, dass davon schätzungsweise 80 Prozent in Ent-

wicklungsländern leben und dass Menschen mit Behinderungen stärker als andere der Armut 

ausgesetzt sind, 

 Kenntnis nehmend vom Beschlusses des Generalsekretärs, eine institutionelle Über-

prüfung des von den Vereinten Nationen derzeit verfolgten Ansatzes zur durchgängigen Be-

rücksichtigung der Behinderungsthematik bei allen ihren Aktivitäten durchzuführen und 

aufbauend auf den Ergebnissen dieser Überprüfung eine interne Politik und einen Aktions-

plan auszuarbeiten, die das System der Vereinten Nationen besser in die Lage versetzen 

sollen, die Behinderungsthematik im Einklang mit dem Übereinkommen über die Rechte 

von Menschen mit Behinderungen und der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung durch-

gängig zu berücksichtigen, 

 in ernster Sorge darüber, dass Menschen mit Behinderungen, darunter Frauen, Kin-

der, Jugendliche, Menschen mit Albinismus, indigene Menschen und ältere Menschen, nach 

wie vor mehrfachen, verschärften und einander überschneidenden Formen von Diskriminie-

rung ausgesetzt sind, und davon Kenntnis nehmend, dass die Regierungen, die internationale 

Gemeinschaft und das System der Vereinten Nationen zwar bereits Fortschritte dabei erzielt 

haben, die Behinderungsthematik, insbesondere die Rechte von Menschen mit Behinderun-

gen, zu einem festen Bestandteil der Entwicklungsagenda zu machen, es aber trotzdem noch 

große Herausforderungen zu bewältigen gilt, 

 besorgt darüber, dass Frauen und Mädchen mit Behinderungen oft zu den am stärks-

ten gefährdeten und marginalisierten Gruppen in der Gesellschaft gehören und einem grö-

ßeren Risiko ausgesetzt sind, Gewalt in allen Formen zu erfahren, und anerkennend, dass 

nationale Entwicklungsstrategien und Anstrengungen notwendig sind, um die Gleichstel-

lung der Geschlechter und die Selbstbestimmung von Frauen und Mädchen mit Behinderun-

gen, die Beseitigung aller Formen von Gewalt und die Verwirklichung ihrer Menschenrechte 

zu fördern, 

_______________ 

16 A/73/220. 

https://undocs.org/ot/A/RES/67/290
https://undocs.org/ot/A/73/220
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 in der Erkenntnis, dass Menschen mit Behinderungen in Gefahrensituationen, ein-

schließlich Situationen bewaffneten Konflikts, humanitären Notlagen und Naturkatastro-

phen und deren Folgezeit, oft unverhältnismäßig stark betroffen sind und dass für sie spezi-

fische Schutz- und Sicherheitsmaßnahmen notwendig sein können, sowie in Anerkennung 

der Notwendigkeit, Menschen mit Behinderungen vermehrt an der Ausarbeitung solcher 

Maßnahmen und den damit zusammenhängenden Entscheidungsprozessen zu beteiligen und 

darin einzubeziehen, um zu gewährleisten, dass Risikominderungs- und humanitäre Maß-

nahmen behinderteninklusiv sind, und ferner in Anerkennung der besonderen Bewältigungs-

mechanismen, die Menschen mit Behinderungen entwickeln, um die Auswirkungen von 

Konflikten und Naturkatastrophen zu überstehen, 

 sowie in Anerkennung des Beitrags, den Familien dazu leisten, dass Menschen mit 

Behinderungen gleichberechtigt mit anderen in den vollen Genuss aller Menschenrechte und 

Grundfreiheiten gelangen, und feststellend, dass Menschen mit Behinderungen und ihre Fa-

milien Sozialschutz und Unterstützung erhalten sollen, damit die Familie und ihre Mitglie-

der zum vollen und gleichberechtigten Genuss der Rechte von Menschen mit Behinderungen 

beitragen können und damit für Menschen mit Behinderungen ein sicheres und unterstüt-

zendes familiäres Umfeld gewährleistet ist, 

 ferner in Anerkennung der gemeinschaftlichen Verantwortung der Regierungen, die 

Grundsätze der Menschenwürde, der Gleichberechtigung, der Nichtdiskriminierung und der 

Gleichstellung weltweit zu wahren, und in diesem Sinn betonend, dass die Mitgliedstaaten 

verpflichtet sind, die uneingeschränkte Anwendung und Umsetzung des internationalen nor-

mativen Rahmens für Menschen mit Behinderungen und Menschenrechte und Entwicklung 

zu erreichen, 

 besorgt, dass der Zugang zu Gesundheitsdiensten für Menschen mit Behinderungen 

nach wie vor eine Herausforderung darstellt, da sie mit dreimal höherer Wahrscheinlichkeit 

als Menschen ohne Behinderungen im Bedarfsfall keine Gesundheitsversorgung erhalten, 

unter anderem aufgrund fehlender finanzieller Mittel und nicht barrierefreier öffentlicher 

Verkehrsmittel und Einrichtungen, 

 in der Erkenntnis, dass die Beseitigung von Diskriminierung, die Sicherstellung des 

gleichberechtigten Zugangs zu einem sozialen Basisschutz und zu Sicherheitsnetzen sowie 

die Verbesserung bedarfsorientierter Unterstützung und Dienste für Menschen mit Behin-

derungen entscheidend sind, um eine inklusive Entwicklung für alle zu fördern, 

 sowie in der Erkenntnis, dass zwar beträchtliche Fortschritte erzielt worden sind, dass 

jedoch die durchgängige Berücksichtigung der Behinderungsthematik, insbesondere der 

Rechte von Menschen mit Behinderungen, nach wie vor eine globale Herausforderung dar-

stellt, und in der Erkenntnis, dass es weiterer Anstrengungen bedarf, um stärkere normative 

und operative Verbindungen herzustellen, damit die Rechte, die Teilhabe, die Perspektiven 

und die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen wirksam Aufnahme in die Entwick-

lungspolitiken und -programme und insbesondere in die Umsetzung der Agenda 2030 für 

nachhaltige Entwicklung finden, 

 darauf hinweisend, dass die Mitgliedstaaten, das System der Vereinten Nationen und 

andere Interessenträger den normativen Rahmen für Behinderungsfragen, einschließlich der 

Rechte von Menschen mit Behinderungen, im Einklang mit dem Versprechen der Agenda 2030 

für nachhaltige Entwicklung, „niemanden zurückzulassen“, weiter stärken und Behinderungen 

als globales, die Säulen der Vereinten Nationen übergreifendes Thema betrachten müssen, 

 ihre Entschlossenheit betonend, inklusive Gesellschaften aufzubauen, und in diesem 

Zusammenhang darauf hinweisend, wie wichtig die durchgängige Berücksichtigung der 

Rechte, der Teilhabe, der Perspektiven, der Bedürfnisse und des Wohlergehens von Menschen 

mit Behinderungen in allen einschlägigen Strategien und Programmen für eine nachhaltige 
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Entwicklung ist, und unter Bekräftigung des wertvollen Beitrags, den Menschen mit Behin-

derungen zum allgemeinen Wohl und zur Vielfalt ihrer Gemeinschaften leisten und leisten 

können, 

 in Anerkennung der Rechte von Menschen mit Behinderungen im Hinblick auf eine 

uneingeschränkte, konstruktive und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Inklusion in 

die Gesellschaft und daher auch feststellend, dass Menschen mit Behinderungen die Mög-

lichkeit haben sollen, aktiv und gleichberechtigt mit allen anderen an allen Aspekten des 

öffentlichen, politischen, wirtschaftlichen, kulturellen, sozialen und familiären Lebens mit-

zuwirken, auch an Entscheidungsprozessen über Politiken und Programme, darunter natio-

nale und internationale Entwicklungsprogramme, wodurch sichergestellt werden soll, dass 

diese Politiken und Programme behinderteninklusiv und behindertengerecht sind, 

 unterstreichend, dass alle Interessenträger dringend auf die Annahme und Umsetzung 

ehrgeizigerer nationaler Entwicklungspläne, -strategien und -maßnahmen hinarbeiten müs-

sen, die das Thema Behinderung einbeziehen, gestützt auf verstärkte internationale Zusam-

menarbeit und Unterstützung, 

 betonend, dass auf die Stärkung von Menschen mit Behinderungen und der sie vertre-

tenden Organisationen gerichtete Anstrengungen zum Aufbau von Kapazitäten unternom-

men werden müssen, um Menschen mit Behinderungen gleichen Zugang zu hochwertiger 

Bildung, produktiver Vollbeschäftigung und menschenwürdiger Arbeit auf der Grundlage 

der Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung zu gewährleisten, namentlich indem der 

Zugang zu inklusiven Bildungssystemen, Qualifizierung, Möglichkeiten der Freiwilligentä-

tigkeit und beruflicher und unternehmerischer Ausbildung gefördert wird, damit Menschen 

mit Behinderungen ein Höchstmaß an Unabhängigkeit erreichen und bewahren können, 

 anerkennend, wie wichtig es ist, Barrierefreiheit, Mobilität und Sicherheit im Straßen-

verkehr für Menschen mit Behinderungen in Städten und anderen menschlichen Siedlungen 

zu fördern, und dass Barrierefreiheit ein Mittel zur Verwirklichung einer inklusiven Gesell-

schaft und Entwicklung ist, 

 sowie in Anerkennung des zunehmenden Beitrags des Sports zur Verwirklichung von 

Entwicklung und Frieden und unter nachdrücklichem Hinweis darauf, dass große internatio-

nale Sportveranstaltungen wie die internationalen Paralympischen Spiele im Geiste des Frie-

dens, des gegenseitigen Verständnisses, der Freundschaft und der Toleranz organisiert wer-

den sollen, als Veranstaltungen, bei denen Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit 

haben, auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen behinderungsspezifische 

Sport- und Erholungsaktivitäten zu organisieren, zu entwickeln und an solchen teilzuneh-

men, und bei denen der Geist der Fairness vorherrscht, Gewalt verboten ist und ethische 

Grundsätze gewahrt werden, 

 besorgt darüber, dass der anhaltende Mangel an zuverlässigen Statistiken, Daten und 

Informationen über die Lage von Menschen mit Behinderungen auf nationaler, regionaler 

und globaler Ebene dazu beiträgt, dass Menschen mit Behinderungen in amtlichen Statisti-

ken nicht berücksichtigt werden, was eine die Menschen mit Behinderungen einschließende 

Entwicklungsplanung und deren Umsetzung erschwert, in der Erkenntnis, dass qualitativ 

hochwertige, zeitnahe, zugängliche, zuverlässige und aufgeschlüsselte Daten äußerst wich-

tig dafür sind, Fortschritte zu messen und sicherzustellen, dass niemand zurückgelassen 

wird, und ferner unter Hinweis darauf, dass Entwicklungsländer, einschließlich der am we-

nigsten entwickelten Länder und der kleinen Inselentwicklungsländer, vermehrt beim Auf-

bau von Kapazitäten unterstützt werden müssen, damit solche Daten in erheblich größerem 

Umfang zur Verfügung stehen, 
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 betonend, wie wichtig es ist, entsprechend den vorhandenen Leitlinien für die Erstel-

lung von Statistiken zum Thema Behinderung17 und ihren aktualisierten Fassungen zuver-

lässige Daten über Menschen mit Behinderungen zu erheben und zu analysieren, unter Be-

fürwortung der laufenden Anstrengungen zur Verbesserung der Datenerhebung zum Zweck 

der Aufschlüsselung der Daten im Hinblick auf Menschen mit Behinderungen nach Ge-

schlecht, Alter und Behinderung und unterstreichend, dass international vergleichbare Da-

ten, wie unter anderem das Modul des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen zur Funk-

tionsfähigkeit von Kindern sowie die von der Washingtoner Gruppe für Statistiken zum 

Thema Behinderung erstellten Werkzeuge und Unterlagen, für die Bewertung der Fort-

schritte in Bezug auf eine Entwicklungspolitik, die Menschen mit Behinderungen ein-

schließt, benötigt werden, 

 besorgt darüber, dass der Mangel an qualitativ hochwertigen Daten, die für tragfähige 

Grundlagen und für die Messung der Fortschritte bei der Verwirklichung der Ziele für nach-

haltige Entwicklung für Menschen mit Behinderungen erforderlich sind, eine erhebliche 

Herausforderung für die wirksame Überwachung der Umsetzung der Agenda 2030 für nach-

haltige Entwicklung für Menschen mit Behinderungen darstellt, und in diesem Zusammen-

hang die Forderung begrüßend, die Daten in der Agenda 2030 nach etwaigen Behinderungen 

aufzuschlüsseln, was wiederum der Notwendigkeit Rechnung trägt, die Verfügbarkeit qua-

litativ hochwertiger, zugänglicher, zeitnaher und zuverlässiger Daten zur Messung der Fort-

schritte bei der Umsetzung der Ziele für Menschen mit Behinderungen erheblich zu erhöhen, 

 1. nimmt den Bericht des Generalsekretärs mit dem Titel „Inclusive development 

for persons with disabilities“ (Inklusive Entwicklung für Menschen mit Behinderungen) 

über die Umsetzung der Resolutionen der Generalversammlung 71/165 und 68/3 vom 

23. September 201318 mit Anerkennung zur Kenntnis; 

 2. dankt den Mitgliedstaaten und Institutionen der Vereinten Nationen, die Infor-

mationen über den Stand der Verwirklichung der international vereinbarten Entwicklungs-

ziele, einschließlich über spezifische Handlungsprioritäten, sowie Daten und Analysen be-

treffend Menschen mit Behinderungen vorgelegt haben, und fordert die Mitgliedstaaten und 

die zuständigen Institutionen der Vereinten Nationen nachdrücklich auf, Informationen zur 

Aufnahme in den Bericht des Generalsekretärs über die Durchführung dieser Resolution 

vorzulegen; 

 3. erinnert an die Resolution 26/20 des Menschenrechtsrats vom 27. Juni 201419, 

in der der Rat das Mandat der Sonderberichterstatterin für die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen festlegte, das die Abgabe konkreter Empfehlungen dahingehend beinhaltet, 

wie die Förderung und der Schutz der Rechte von Menschen mit Behinderungen verbessert, 

wie eine Menschen mit Behinderungen einbeziehende und für sie zugängliche Entwicklung 

gefördert und wie ihre Rolle als Träger wie auch als Nutznießer der Entwicklung gefördert 

werden kann; 

 4. begrüßt die Inklusion von Menschen mit Behinderungen in die Agenda 2030 für 

nachhaltige Entwicklung3 und erkennt an, dass ihre Teilhabe für die vollständige und um-

fassende Umsetzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung unabdingbar ist; 

_______________ 

17 Wie etwa die Guidelines and Principles for the Development of Disability Statistics (United Nations pub-

lication, Sales No. E.01.XVII.15) und die Principles and Recommendations for Population and Housing 

Censuses (United Nations publication, Sales No. E.07.XVII.8). 

18 A/73/211/Rev.1. 

19 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-ninth Session, Supplement No. 53 (A/69/53), 

Kap. V, Abschn. A. 

https://undocs.org/ot/A/RES/71/165
https://undocs.org/ot/A/RES/71/165
https://undocs.org/ot/A/RES/68/3
https://undocs.org/ot/A/RES/68/3
https://undocs.org/ot/A/RES/26/20
https://undocs.org/ot/A/RES/26/20
https://undocs.org/ot/A/69/53
https://undocs.org/ot/A/69/53


Inklusive Entwicklung für und mit Menschen mit Behinderungen A/RES/73/142 

 

7/11 18-22177 

 

 5. dankt den Mitgliedstaaten und Institutionen der Vereinten Nationen, die Strate-

gien ausgearbeitet haben, in denen ihr weiteres Vorgehen bei der Umsetzung und Überwa-

chung der Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung dargelegt wird, oder 

derzeit dabei sind, diese auszuarbeiten, und ermutigt die Staaten, mit Unterstützung der ein-

schlägigen Interessenträger die Beteiligung von Menschen mit Behinderungen an der Ge-

staltung und Umsetzung dieser Strategien zu fördern und sicherzustellen, dass die Strategien 

Menschen mit Behinderungen einschließen und ihre Rechte achten, schützen und fördern, 

eingedenk des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen2; 

 6. fordert die Mitgliedstaaten, die Einrichtungen der Vereinten Nationen, die in-

ternationalen und regionalen Organisationen, die Organisationen der regionalen Integration 

und die Finanzinstitutionen nachdrücklich auf, konzertierte Anstrengungen zur Einbezie-

hung von Menschen mit Behinderungen und zur Integration der Grundsätze der Nichtdis-

kriminierung, der Barrierefreiheit und der Inklusion in die Überwachung und Evaluierung 

der Entwicklungsziele zu unternehmen; 

 7. fordert die Mitgliedstaaten, die Einrichtungen der Vereinten Nationen und an-

dere Interessenträger nachdrücklich auf, in Zusammenarbeit mit Frauen und Mädchen mit 

Behinderungen, auch über die sie vertretenden Organisationen, Politiken und Programme zu 

konzipieren und umzusetzen, um die Rechte von Frauen und Mädchen mit Behinderungen 

zu gewährleisten, und sicherzustellen, dass die Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige 

Entwicklung Frauen und Mädchen mit Behinderungen einbezieht und für diese zugänglich 

ist; 

 8. fordert die Mitgliedstaaten, die Einrichtungen der Vereinten Nationen und an-

dere Interessenträger außerdem nachdrücklich auf, in Zusammenarbeit mit Menschen mit 

Behinderungen, insbesondere über die sie vertretenden Organisationen, Politiken und Pro-

gramme zur Gewährleistung der Rechte von Menschen mit Behinderungen auszuarbeiten 

und umzusetzen, auch durch die Entwicklung, Überprüfung und Stärkung inklusiver Politi-

ken, um an den historischen, strukturellen und tieferen Ursachen und Risikofaktoren für 

Gewalt gegen Menschen mit Behinderungen, insbesondere Frauen und Mädchen mit Behin-

derungen, anzusetzen, und dafür zu sorgen, dass die Umsetzung der Agenda 2030 für nach-

haltige Entwicklung Menschen mit Behinderungen einbezieht und für diese zugänglich ist; 

 9. legt den Mitgliedstaaten, dem System der Vereinten Nationen und anderen In-

teressenträgern nahe, die Koordinierung unter den bestehenden internationalen Prozessen 

und Instrumenten weiter zu verbessern, um eine behinderteninklusive globale Agenda vor-

anzubringen und das Voneinanderlernen und den Austausch von Informationen, Verfahren, 

Instrumenten und Ressourcen zu erleichtern, die Menschen mit Behinderungen einbeziehen 

und für sie zugänglich sind; 

 10. bekräftigt, dass die politischen Maßnahmen im Bereich soziale Integration und 

Wirtschaft danach streben sollten, Ungleichheiten zu verringern, den Zugang zu sozialen 

Grunddiensten, Bildung für alle und Gesundheitsversorgung, auch für die geistige Gesund-

heit, zu fördern, die Diskriminierung zu beseitigen, die Teilhabe und die Integration gesell-

schaftlicher Gruppen, insbesondere von Menschen mit Behinderungen, zu erhöhen und die 

Herausforderungen zu bewältigen, die sich der sozialen Entwicklung infolge der Globalisie-

rung und marktorientierter Reformen entgegenstellen, damit alle Menschen in allen Ländern 

Nutzen aus der Globalisierung ziehen können; 

 11. bekräftigt, dass Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern, das 

Recht auf inklusive und gleichberechtigte Bildung und Möglichkeiten des lebenslangen Ler-

nens auf der Grundlage von Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung haben, und fordert 

die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, den uneingeschränkten Zugang zu Bildung und Mög-

lichkeiten des lebenslangen Lernens für Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit 
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anderen zu gewährleisten, indem sie geeignete Maßnahmen ergreifen, wie die Bereitstellung 

von Informationen in barrierefreien und alternativen Kommunikationsformaten, von ange-

messenem Wohnraum und sonstiger Unterstützung, je nach Bedarf; 

 12. betont, wie wichtig die durchgängige Berücksichtigung der Rechte, der Teilhabe, 

der Perspektiven und der Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen bei der Katastro-

phenvorsorge und -bewältigung ist, ist sich dessen bewusst, dass sie in die Vorbereitung auf 

Katastrophenfälle, die Reaktion auf Notsituationen, die Wiederherstellung und den Über-

gang von der Nothilfe zur Entwicklung einbezogen werden und dazu beitragen müssen und 

dass Politiken und Programme durchgeführt werden müssen, die Menschen mit Behinderun-

gen einbeziehen und für sie zugänglich sind, und ist sich außerdem bewusst, dass sich Kata-

strophen auf Frauen und Mädchen mit Behinderungen unverhältnismäßig stark auswirken; 

 13. ermutigt die Mitgliedstaaten, das System der Vereinten Nationen und die ein-

schlägigen Interessenträger, die laufenden Anstrengungen und die laufende Koordinierung 

in den Bereichen humanitäre Hilfe, Katastrophen und Entwicklung im Hinblick auf eine 

behindertengerechte Katastrophenvorsorge und humanitäre Maßnahmen zu verstärken, um 

die Resilienz zu verbessern, Risiken besser abzumildern und auch in humanitären Notlagen 

Wege zur Wiederherstellung und Entwicklung für Menschen mit Behinderungen zu finden, 

und in den Bereichen Katastrophenvorsorge und humanitäre Hilfe Partnerschaften und Netz-

werke aufzubauen; 

 14. legt den Mitgliedstaaten eindringlich nahe, dafür zu sorgen, dass Menschen mit 

Behinderungen und ihre Familien, insbesondere Frauen und Mädchen, Zugang zu einem 

breiten Spektrum von Unterstützungsleistungen, zu Informationen in barrierefreien Forma-

ten und zu Bildung zu haben, auch im Hinblick darauf, wie Fälle von Ausbeutung, Gewalt 

und Missbrauch verhütet, erkannt und gemeldet werden können und wie sichergestellt wer-

den kann, dass Menschen mit Behinderungen, insbesondere Kinder, ein sicheres und unter-

stützendes Familienumfeld haben; 

 15. befürwortet die dauerhafte Mobilisierung von Ressourcen zur durchgängigen 

Berücksichtigung der Behinderungsthematik, insbesondere der Rechte von Menschen mit 

Behinderungen, im Entwicklungsbereich auf allen Ebenen und unterstreicht in dieser Hin-

sicht, dass die internationale Zusammenarbeit, einschließlich der Nord-Süd- und der Süd-

Süd-Zusammenarbeit sowie der Dreieckskooperation, gefördert und verstärkt werden muss, 

um die einzelstaatlichen Anstrengungen zu unterstützen, gegebenenfalls auch durch die 

Schaffung nationaler Mechanismen, insbesondere in den Entwicklungsländern; 

 16. ermutigt die Mitgliedstaaten, die Organisationen und Mechanismen der Verein-

ten Nationen, einschließlich der Sonderberichterstatterin des Menschenrechtsrats für die 

Rechte von Menschen mit Behinderungen, der Sondergesandten des Generalsekretärs für 

Behinderung und Barrierefreiheit und der Regionalkommissionen, alles zu tun, um mit Men-

schen mit Behinderungen zusammenzuwirken und in Zusammenarbeit mit Organisationen 

von Menschen mit Behinderungen und gegebenenfalls nationalen Menschenrechtsinstitutio-

nen ihren Zugang zur vollen und wirksamen Teilhabe und Einbeziehung bei Entwicklungs-

prozessen und der Entscheidungsfindung auf lokaler, nationaler, regionaler und internatio-

naler Ebene zu gewährleisten; 

 17. ermutigt die Kommission für soziale Entwicklung, im Rahmen ihres Mandats 

dem Wirtschafts- und Sozialrat und gegebenenfalls dem hochrangigen politischen Forum 

für nachhaltige Entwicklung weiterhin sachdienliche Beiträge zum Thema Menschen mit 

Behinderungen zur liefern, um die entsprechenden Erörterungen über Menschen mit Behin-

derungen im Rahmen der Weiterverfolgung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung 

zu unterstützen; 
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 18. ermutigt die Mitgliedstaaten, sofern sie es nicht bereits getan haben, eine natio-

nale Strategie zum Thema Behinderung zu beschließen, die unter anderem durch messbare 

und angemessene Ziele und Indikatoren umgesetzt werden kann und einem breiten Spek-

trum von Interessenträgern, einschließlich der Menschen mit Behinderungen und der sie 

vertretenden Organisationen, Verantwortlichkeiten zuweist und ihre Auffassungen einbe-

zieht; 

 19. fordert die Mitgliedstaaten, die zuständigen Regionalorganisationen und die Or-

gane und Organisationen der Vereinten Nationen auf, die Rechte, die Teilhabe, die Perspek-

tiven und die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleich-

berechtigung mit anderen zu berücksichtigen, indem sie sicherstellen, dass alle Entwick-

lungspolitiken und -programme, einschließlich derer zur Beseitigung der Armut, der Diskri-

minierung und aller Formen von Gewalt und Missbrauch gegen Frauen und Mädchen mit 

Behinderungen, zum Sozialschutz, zur produktiven Vollbeschäftigung und menschenwür-

digen Arbeit, geeignete Maßnahmen zur finanziellen Inklusion, zur Stadt- und Raumpla-

nung und zur Entwicklung barrierefreier Gemeinwesen und barrierefreien Wohnraums so-

wie die Ziele und Grundsätze des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Be-

hinderungen und die Ziele der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung in konkrete Maß-

nahmen umgesetzt werden; 

 20. ermutigt die Mitgliedstaaten, die internationalen Entwicklungsinstitutionen und 

andere Interessenträger, auch in der Privatwirtschaft, die Barrierefreiheit zu fördern, unter 

anderem durch die Anwendung des Prinzips Design für alle in allen Aspekten der Stadt- und 

Raumplanung, einschließlich der Planung, Gestaltung und Schaffung von physischen und 

virtuellen Umgebungen, öffentlichen Räumen, Verkehrsmitteln und öffentlichen Dienstleis-

tungen, sowie den Zugang zu Information und Kommunikation, einschließlich Informa-

tions- und Kommunikationstechnologien und -systemen, zu fördern, um durch verstärkte 

Barrierefreiheit inklusive Gesellschaften und eine inklusive Entwicklung herbeizuführen; 

 21. ermutigt die Mitgliedstaaten, Barrieren für Menschen mit Behinderungen beim 

Zugang zu Wasser, sanitären Einrichtungen und Hygiene, einschließlich physischer, institu-

tioneller, sozialer und einstellungsbedingter Barrieren, zu beseitigen, und stellt fest, dass 

unterstützende Technologien dazu beitragen, Wasser, sanitäre Einrichtungen und Hygiene 

zugänglich zu machen; 

 22. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, sich dafür einzusetzen, dass Men-

schen mit Behinderungen Zugang zu Rehabilitations- und anderen Leistungen, die eine un-

abhängige Lebensführung ermöglichen, sowie zu technischen Hilfsmitteln haben, damit sie 

ihr Wohlbefinden so weit wie möglich steigern und ihre Unabhängigkeit und uneinge-

schränkte Teilhabe an der Gesellschaft verwirklichen können; 

 23. fordert die Mitgliedstaaten sowie die regionalen und kommunalen Verwaltun-

gen nachdrücklich auf, in Städten und anderen menschlichen Siedlungen geeignete Maß-

nahmen zu fördern, die Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberech-

tigung mit anderen den Zugang zur baulichen Umwelt der Städte erleichtern, insbesondere 

zu öffentlichen Räumen, öffentlichen Verkehrsmitteln, Wohnraum, Arbeitsplätzen, Wasser- 

und Sanitärversorgung, Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen, Informations- und Kom-

munikationsdiensten für die Öffentlichkeit (einschließlich Informations- und Kommunika-

tionstechnologien und -systemen) und anderen der Öffentlichkeit zugänglichen oder bereit-

gestellten Einrichtungen und Dienstleistungen in ländlichen wie in urbanen Gebieten, um so 

die Ungleichheiten zu verringern und die inklusive und nachhaltige Entwicklung für Men-

schen mit Behinderungen zu beschleunigen; 
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 24. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, auf lokaler, regionaler und natio-

naler Ebene die Sicherheit im Straßenverkehr für Menschen mit Behinderungen zu verbes-

sern und die Straßenverkehrssicherheit in die Planung und Gestaltung einer nachhaltigen 

Mobilitäts- und Verkehrsinfrastruktur in Städten und anderen menschlichen Siedlungen ein-

zubeziehen; 

 25. betont, wie wichtig es ist, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt 

mit anderen an Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten teilnehmen können, und dass Sport 

für Sportler mit Behinderungen ohne jegliche Diskriminierung gefördert wird; 

 26. begrüßt die Beiträge zum Treuhandfonds der Partnerschaft der Vereinten Natio-

nen zur Förderung der Rechte von Menschen mit Behinderungen und legt den Mitgliedstaa-

ten und anderen Interessenträgern in dieser Hinsicht nahe, seine Ziele zu unterstützen, indem 

sie unter anderem freiwillige Beiträge leisten; 

 27. ersucht das System der Vereinten Nationen, im Rahmen der vorhandenen Res-

sourcen die Bereitstellung technischer Hilfe zu erleichtern, namentlich Hilfe beim Kapazi-

tätsaufbau und bei der Erhebung und Zusammenstellung nationaler Daten und Statistiken 

über Menschen mit Behinderungen, insbesondere für die Entwicklungsländer, und ersucht 

in dieser Hinsicht den Generalsekretär, im Einklang mit den bestehenden internationalen 

Leitlinien für die Erstellung von Statistiken zum Thema Behinderung in künftigen periodi-

schen Berichten über die Verwirklichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung und anderen 

international vereinbarten Entwicklungsziele für Menschen mit Behinderungen nach Bedarf 

Daten und Statistiken zum Thema Behinderung zu analysieren, zu veröffentlichen und zu 

verbreiten; 

 28. legt der Statistischen Kommission nahe, im Rahmen der vorhandenen Ressour-

cen die Leitlinien für die Erhebung und Analyse von Daten über Menschen mit Behinderun-

gen zu aktualisieren und dabei den einschlägigen Empfehlungen der Washingtoner Gruppe 

für Statistiken zum Thema Behinderung Rechnung zu tragen, und legt außerdem dem Sys-

tem der Vereinten Nationen, einschließlich der Sonderberichterstatterin für die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen, nahe, im Rahmen ihres Mandats die Kohärenz und Koordi-

nierung über das gesamte System der Vereinten Nationen hinweg zu stärken, um die Ver-

fügbarkeit international vergleichbarer Daten über die Lage von Menschen mit Behinderun-

gen zu fördern und, soweit angezeigt, regelmäßig relevante Daten zum Thema Behinderung 

oder relevante qualitative Fakten in die einschlägigen Veröffentlichungen der Vereinten Na-

tionen auf dem Gebiet der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung aufzunehmen; 

 29. legt den Mitgliedstaaten nahe, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die durch-

gängige Integration von Daten zum Thema Behinderung in die amtlichen Statistiken zu be-

schleunigen, unter anderem durch die Erhebung nach Geschlecht, Alter und etwaiger Be-

hinderung aufgeschlüsselter Daten unter Verwendung geeigneter Messverfahren, darunter 

gegebenenfalls das Modul des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen zur Funktionsfä-

higkeit von Kindern und die von der Washingtoner Gruppe für Statistiken zum Thema Be-

hinderung entwickelten Instrumente, indem sie die grundlegenden Konzepte, Zielsetzungen 

und Vorteile der bestehenden einschlägigen Werkzeuge und Instrumente zur Datenerhebung 

prüfen und alle einschlägigen Interessenträger nachdrücklich auffordern, mit den Vereinten 

Nationen zusammenzuarbeiten, um dringend benötigte Basisdaten für die Überwachung der 

Fortschritte bei der Umsetzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung für Menschen mit 

Behinderungen bereitzustellen, die nationalen Kapazitäten in dieser Hinsicht zu stärken und 

mehr Unterstützung für den Kapazitätsaufbau in den Entwicklungsländern, insbesondere 

den am wenigsten entwickelten Ländern und kleinen Inselentwicklungsländern, zu leisten; 
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 30. nimmt Kenntnis von der am 31. Januar 2018 während der sechsundfünfzigsten 

Tagung der Kommission für soziale Entwicklung abgehaltenen interessengruppenübergrei-

fenden Podiumsdiskussion mit dem Titel „Towards inclusive, resilient and sustainable de-

velopment: an evidence-based approach to the mainstreaming of disabilities in the imple-

mentation, monitoring and evaluation of the 2030 agenda“ (Auf dem Weg zu einer inklusi-

ven, resilienten und nachhaltigen Entwicklung: ein evidenzbasierter Ansatz zur durchgängi-

gen Berücksichtigung der Behinderungsthematik bei der Umsetzung, Überwachung und Be-

urteilung der Agenda 2030) und stellt fest, wie wichtig es ist, künftig ähnliche Erörterungen 

und damit zusammenhängende Initiativen durchzuführen und Menschen mit Behinderungen 

und die sie vertretenden Organisationen weiterhin in die Sitzungen der Kommission einzu-

beziehen; 

 31. beschließt, den Titel des Unterpunkts b) des Tagesordnungspunkts „Soziale Ent-

wicklung“ auf der Tagesordnung der Generalversammlung wie folgt zu ändern: „Soziale 

Entwicklung, einschließlich Fragen im Zusammenhang mit der weltweiten sozialen Lage 

sowie der Jugend, dem Altern, Menschen mit Behinderungen und der Familie“; 

 32. ersucht den Generalsekretär, in Abstimmung mit allen zuständigen Institutionen 

der Vereinten Nationen, der Generalversammlung auf ihrer fünfundsiebzigsten Tagung In-

formationen über die Durchführung dieser Resolution und des Ergebnisdokuments der Ta-

gung der Generalversammlung auf hoher Ebene über die Verwirklichung der Millenniums-

Entwicklungsziele und der anderen international vereinbarten Entwicklungsziele für Men-

schen mit Behinderungen – Der weitere Weg: eine Entwicklungsagenda unter Einbeziehung 

von Menschen mit Behinderungen bis 2015 und darüber hinaus12 vorzulegen und sachdien-

liche Empfehlungen zur weiteren Stärkung der Durchführung abzugeben; 

 33. begrüßt, dass der Generalsekretär den richtungsweisende Bericht 2018 der Ver-

einten Nationen über Behinderung und Entwicklung am Internationalen Tag der Menschen 

mit Behinderungen 2018 vorgestellt hat, und fordert in der Erkenntnis, dass qualitativ hoch-

wertige, zeitnahe, zugängliche, zuverlässige und aufgeschlüsselte Daten äußerst wichtig da-

für sind, den erzielten Fortschritt zu messen und sicherzustellen, dass niemand zurückgelas-

sen wird, dass die Erhebung und Analyse von Daten als Grundlage für fundierte politische 

Entscheidungen fortgesetzt werden soll, und beschließt, auf ihrer fünfundsiebzigsten Ta-

gung zu erörtern, wie diese Daten und Ergebnisse am besten präsentiert werden können, 

unter anderem auch durch einen richtungsweisenden Bericht; 

 34. fordert den Generalsekretär auf, weiterhin dafür zu sorgen, dass die zuständigen 

Stellen im System der Vereinten Nationen, darunter das Hohe Kommissariat der Vereinten 

Nationen für Menschenrechte, die Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegen-

heiten und andere zuständige Stellen, über ausreichende personelle und finanzielle Ressour-

cen verfügen, um ihre Aufgaben im Zusammenhang mit ihrer Arbeit zur durchgängigen Be-

rücksichtigung der Rechte, der Teilhabe, der Perspektiven, der Bedürfnisse und des Wohl-

ergehens von Menschen mit Behinderungen in der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-

lung und zur Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen in die sie betreffenden Ent-

scheidungsprozesse wahrzunehmen. 

55. Plenarsitzung 

17. Dezember 2018 


